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Erscheint Montag, Dienstag, 
Mittwoch, Donnerstag 
und Freitag/Samstag als 
Wochenendausgabe 

Liechtensteiner Jeden Donnerstag 
an alle Haushaltungen 
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Missverständnisse beseitigen 
Ein Diskussionsbeitrag über das Verhältnis Schweiz-Liechtenstein 

«Das erste Missverständnis man
cher Schweizer ist es, Liechtenstein 
als kleinen Staat zu bezeichnen, der 
sich im Windschatten der Schweiz 
durch die Weltpolitik bewegt und 
eine Fortsetzung der Schweiz mit 
anderen Mitteln ist. Hier werden 
Quantität und Qualität miteinander 
verwechselt.» «Ein zweites Missver
ständnis aus Schweizer Sicht wäre 
es, den liberalisierenden Einfluss 
Liechtensteins auf die Schweiz zu 
unterschätzen. Mir ist es auch lie
ber, wenn unser östlicher Nachbar 
nicht nur eine Konkurrenz auf finan
ziellem Gebiet ist, sondern in bezug 
auf mehr Freiräume für die Men
schen.» 

Diese mehr als freundlichen Worte 
für unser Land formulierte kein Liech
tensteiner, sondern, wie aus dem letz
ten Satz des Zitates hervorgeht, ein 
Schweizer. Sie sind einem Referat ent
nommen, das der FDP-Nationalrat Ul
rich B r e m i  aus Zollikon im Rahmen 
einer Presseveranstaltung am Diens
tag in Vaduz hielt. Thema des Refera
tes: «Die wirtschaftlichen und finanziel
len Beziehungen Liechtensteins zur 
Schweiz.» Aus Anlass: das 50jährige 
Bestehen der Präsidial-Anstalt (PA), 
das im Ablauf dieser Woche in mehre
ren Rahmenveranstaltungen began
gen wurde (siehe VOLKSBLATT vom 
Mittwoch). 

Zur oft gehörten (schweizerischen) 
Kritik an der Niederig-Steuersituation 
in Liechtenstein gab Ulrich Bremi zu 
bedenken, dass Steuerpolitik eine na
tionale Aufgabe bleiben müsse und 
dass es keiner Regierung in Europa 
zugemutet werden dürfe, Steuern zu 
erhöhen, um damit die Fehler anderer 
Regierungen auszugleichen. Die nach 
der sog. Texon/SKA-Affäre durchgezo
gene, bereits früher eingeleitete Ge
sellschaftsrechtsreform, bezeichnete 
Nationalrat Bremi als ein Modell zur 
Verhinderung unerlaubter Machen
schaften. Der Währungsvertrag ist in 
den Augen des FDP-Politikers «ein ge
sunder Kompromiss . . .  der die zwi

schenstaatlichen Steuer- und Gesell
schaftsrechtsprinzipien ebenso achtet, 
wie die Souveränität des Fürsten
tums . . . »  

Wir veröffentlichen den Vortrag von 
Nationalrat Ulrich Bremi auf Seite 3 
des heutigen VOLKSBLATT im Wort
laut («Ausgewogenheit und gegenseiti
ger Respekt»), Dabei verkennen wir 
nicht, dass Ulrich Bremi aus Anlass 
eines Firmenjubiläums in Vaduz ge
sprochen hat und dass ihm das gestell
te Thema möglichenveise auch ein 
willkommener Anlass war, um seinen 
persönlichen und politischen 
Standpunkt zu einigen Grundsatzfra
gen über die Grenzen Liechtensteins 
hinaus neu zu untermauern. Wir mei
nen aber gleichzeitig, dass der Vortrag 
von Nationalrat Bremi ein weiterer Bei
trag zur aktuellen Diskussion über das 
Verhältnis Schweiz-Liechtenstein ist, 
den wir unserer Öffentlichkeit nicht vor
enthalten sollen. w. 

Aus der Regierungssitzung 
Die Beschlüsse vom Dienstag dieser Woche 

In ihrer Sitzung vom Dienstag dieser 
Woche hat die Regierung u. a. folgende 
Beschlüsse gefasst: 

Perspektivstudie über die 
liechtensteinische Wirtschaft 

Im Zusammenhang mit der Erstellung 
einer Ferspektivstudie über die liechten
steinische Wirtschaft hat die Regierung 
eine Kommission bestellt, die sich aus 
Vertretern der Regierung und der Wirt-
schaftsverbände zusammensetzt. Diese 
Kommission soll einen Problemkatalog 
erarbeiten, die notwendigen Daten zur 
Verfügung stellen sowie bei der Erstel
lung der Studie beratend mitwirken. 

Abänderung des Gesetzes 
über die Invalidenversicherung 

Nach der Behandlung und Verabschie
dung der AHV-Gesetzesvorlage im 
Landtag haben sich für die IV-Gesetzes-
vorlage einige Änderungen ergeben. Ein 
entsprechender Bericht und Antrag zur 
Neufassung des Gesetzes wird dieser Ta
ge an den Landtag weitergeleitet. 

Landesbeitrag für die Schaffung 
eines liechtensteinischen Namenbuches 

A u f  Antrag des Historischen Vereins 
für das Fürstentum Liechtenstein be-
schliesst die Regierung, die Schaffung 
eines liechtensteinischen Namenbuches 
zu finanzieren. Für das Jahr 1981 wird ein 
Kredit von 10 000 Franken bewilligt. 

Landeskredit für die Fortführung der 
beiden Forschungsaufträge «Herbar für 
das Fürstentum Liechtenstein» und 
«Lichtaktive Insekten Ruggeller Riet» 

A u f  Antrag der Naturschutzkommis
sion genehmigt die Regierung einen Kre
dit von 12 000 Franken für den For
schungsauftrag «Herbar für das Fürsten
tum Liechtenstein» sowie 14 000 Franken 
für das Projekt «Lichtaktive Insekten 
Ruggeller Riet». 

Europarat 
Politische Kommission tagt 
in Liechtenstein 

Am 14. und 15. September 1981 
wird erstmals eine Kommission der 
Parlamentarischen Versammlung 
des Europarates, und zwar die Poli
tische Kommission, eine ihrer Sit
zungen in Liechtenstein abhalten. 
Es werden Parlamentarier aus 
sämtlichen Mitgiiedstaaten des Eu
roparates erwartet. S. D. der Lan
desfürst wird die Gäste am Diens
tag, den 15. September 1981 auf 
Schloss Vaduz empfangen. Aus
serhalb der Tagesordnung stehen 
u.a. eine Rundfahrt durch einen 
Teil unseres Landes sowie die Be
sichtigung des Landesmuseums 
auf dem Programm. 

Gesetz über die Penstonsversicherung 
und die Sparkasse für die Beamten, 
Angestellten und Lehrer 

Die Regierung genehmigt den Entwurf 
eines Gesetzes über die Pensionsversiche
rung und die Sparkasse für die Beamten, 
Angestellten und Lehrer. Die Regie
rungsvorlage wird an den Landtag weiter
geleitet. • 
Gewährung von Landesbeiträgen 
- Ostschweizerisches Kinderspital, 
St. Gallen: 106 389 Franken als Defizit
anteil Liechtensteins für das Jahr 1980 
- Verein Valünalopp: 6000 Franken als 
Landesbeitrag für 1981 

- Verein Wildpark, Feldkirch: 1000 
Franken als Jahresbeitrag für 1981 
- Internationaler Sozialdienst der 
Schweiz: 1000 Franken als Jahresbeitrag 
für 1981 
- Die Regierung beschliesst, einen frei
willigen Beitrag von 1000 US-Dollar an 
die Finanzierung des «Weltjahres der 
Kommunikation», 1983, zu leisten. 

Zusicherung von Subventionen 
- Gemeinde Schellenberg: Für den Neu
bau des Dorfzentrums Schellenberg - Ko
stenvoranschlag Luftschptzraum, Feuer
wehr, Jugendraurri, Turnhalle: 3 633 527 
Franken, Subventions-Satz 70 Prozent -
Kostenvoranschlag Werkhof, Abwart-
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wohnung, Vereinsräume. Gemeindever
waltung: 3 096 473 Franken. Subven
tions-Satz 15 Prozent - Total: 6 730 000 
Franken 
- Gemeinde Triesenberg: Für Auffor
stungsprojekt «Tschuggelti» - Kostenvor
anschlag: 53 000 Franken. Subventions-
Satz 70 Prozent 

An die Kosten eines Sprengkurses für 
die Gemeindeförster wird eine Subven
tion von 37.5 Prozent bewilligt. 

Arbeitsvergaben 
- Schulzentrum Mühleholz: Spengler-
und Flachdacharbeiten. Zimmerarbeiten 
- Landstrasse Schlossstrasse Triesen
berg: Baumeisterarbeiten 
- Sanierung «Lärchenbüchel» A lp  
Guschg: Erd- und Zäunungsarbeiten 
- Lawinenverbauung Kirchlespitz: Bau-
und Montagearbeiten 

Wiens Botschafter in Liechtenstein 
Antrittsbesuch Dr. Karl Fischers verlief in freundschaftlicher Atmosphäre 

Mit einem Empfang, den S. D .  Fürst 
Franz Josef II. von Liechtenstein auf 
Schloss Vaduz gab, und einem anschlies
senden Mittagessen der Regierung im 
Real, ging der offizielle Teil des Antritts
besuches des neuen österreichischen Bot
schafters in Liechtenstein, Dr. Karl Fi
scher, gestern Mittwoch zu Ende. Vor 
seiner Rückkehr nach Wien gab der Bot
schafter noch einen Empfang für die Mit
glieder des Österreicher Vereins in Liech
tenstein. Der ganze zweitägige Aufent
halt Dr. Karl Fischers war von einer gelö
sten und freundschaftlichen Atmosphäre 
geprägt. 

Mit der Berufung eines Botschafters 
hat Österreich die diplomatischen Bezie

hungen zwischen Wien und Vaduz auf 
einen höheren Rang gestellt, als dies in 
der bisherigen Geschichte der beiden 
Länder der Fall war. 

Nachdem der verdiente, frühere öster
reichische Generalkonsul in Liechten
stein, Dr. Dr. Herbert Batliner, zurück
getreten war, fühlten sich insbesondere 
die Österreicher in Liechtenstein von ih
rem» eigenen Lande vernachlässigt. Au f  
liechtensteinischer Seite vermisste man 
die immer wieder geschätzte Mittlerrolle 
zwischen der österreichischen Vertretung 
im Lande und der Regierung in Wien. 

Mit  der Berufung Dr. Karl Fischers hat 
die österreichische Bundesregierung ihre 
Zusage wahrgemacht und einen Berufsdi

plomaten mit der Wahrnehmung ihrer In
teressen in Liechtenstein betraut. Da 
Dr. Karl Fischer sein neues Amt von 
Wien aus versieht, wird Wien in naher 
Zukunft einen neuen Honorarkonsul in 
Vaduz berufen. Der neue Honorarkonsul 
wird ein österreichischer Staatsbürger 
sein. 

Mit einem Empfang auf Schloss Vaduz 
sowie der Übergabe der Beglaubi
gungsurkunde an S. D. Fürst Franz 
Josef II. (unser Bild) ging gestern Mit
tag der offizielle Teil des Antrittsbesu
ches des neuen österreichischen Bot
schafters in Liechtenstein, Dr. Karl Fi
scher, zu Ende. (Foto: Xaver Jehle) 

Regionalplanung 
Landesplanerische 
Bestandesaufnahme zum 
Siedlungsplan 

(PAFL) - In ihrer letzten Sitzung 
vom Dienstag dieser Woche hat die 
Regierung Kenntnis von der Be
standesaufnahme zum Siedlungs
plan vorgenommen. Die vom Be
auftragten für Landesplanung aus
gearbeitete Bestandesaufnahme 
soll nun im Rahmen der Erarbei
tung eines Siedlungsplankonzeptes 
mit den Gemeinden des Landes 
diskutiert werden. 

Als Teilbereich einer landeswei
ten Regionalplanung legt der Sied
lungsplan Grundsätze und Mass
nahmen für die Entwicklung der Be
siedlung fest. 

Die Bestandesaufnahme bildet 
die Grundlage, mit den Gemeinden 
zusammen den Siedlungsplan als 
Richtlinie für die künftige Gestal
tung der liechtensteinischen Sied
lungsgebiete zu erarbeiten. So wird 
darin unter anderem darauf hinge
wiesen, dass die «Streusiedlung» -
nach wie vor das grösste Problem 
des Siedlungsplanes - in den letz
ten Jahren nicht spürbar einge
dämmt werden konnte. Die mögli
chen Massnahmen sind gebiets-
mässig auf einer Landeskarte 
(1 -.25 000) umrissen und umfas
sen insbesondere die Subventions
politik des Staates, die Genehmi
gungskompetenzen im Sinne von 
Artikel 3 des Landesbaugesetzes, 
die Genehmigung bzw. Verweige
rung zur Durchführung von Bau-
landumlegungen und eine neu in
tensivierte Beratung der Ge
meinden. 

Für Privatkredite 

BILFINANZ 
AKTIENGESELLSCHAFT 
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Subventionen 
* Neue gesetzliche Grundlagen 

für staatliche Beitragsleistungen 
(PAFL) - In der letzten Sitzung 

beschloss die Regierung grund
sätzlich die Überprüfung der ge
setzlichen Grundlagen betr. die Ge
währung von Subventionen. Mit der 
Grundlagenerarbeitung wird eine 
verwaltungsinterne Arbeitsgruppe 
betraut. Durch die Schaffung sol
cher neuer gesetzlicher Grundla
gen.sollen die Beitragsverpflichtun
gen sowie die Ausrichtung und 
Übernahme von Kostenanteilen 
durch den Staat einheitlich geregelt 
werden. Derzeit stützen sich die 
vom Staat ausgerichteten Beitrags
leistungen und Subventionen teils 
auf Einzelgesetze, teils auf Land
tags* und Regierungsbeschlüsse, 
teils auf Verordnungen oder Regle-
mente. Verbunden damit wird eine 
detaillierte Überprüfung der heuti
gen Sübventionspraxis sein. 

Alpabtriebe 
Verkehrsbehinderung und 
Strassensperrung am Samstag 

(p.) - Am kommenden Samstag, 
den 12. September 1981 werden 
mehrere Alpabtriebe aus dem A l 
pengebiet durchgeführt, weshalb 
mit starker Verkehrsbehinderung 
auf der Bergstrasse Vaduz-Trie-
sen-Steg und auf der Hauptstrasse 
von Schaan bis Balzers zu rechnen 
ist. Die Schlossstrasse von Vaduz 
nach Triesenberg muss aus diesem 
Grunde am Samstag nachmittag für 
jeden Verkehr gesperrt werden. 


